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Klägers und Revisionsklägers‚v

Prozeßbevoilmäcntigterz

»
gegen”

vBeklagten und Revisionebeklegten,

hat der 10„ Senat des BundeseezialgeriChts am 14. September 1955

unter äitwirkung ' -> ' * ' .- . =

des Senatspfäsidenten’ Dr° B e r n d t
.

. > . , als Voreitzenden,ffn

'j des Bundesrichtere _'‚ Dr. T e s m e r;l>

und des Bunäesfichters ■ro K l ä ß

beschlossen:

'i Die Revision des Klägers gegen üaé Urteil des Landessmziälge—
richte Baden—Württemberg in Stuttgart vom 16 März 1955 wird [

als unzulässig verworfen° '

‘ Außergerichtliche Kosten eihd nicht zu erstatten„"

9..3‘.1149.5L3...L
Der Kläger hat gegen äas Urteil.des Landeesozielgerichts Baden—

Württemberg vom*16° März 1955, das ihm durch eingeschriebenen

Brief mit Wirkung vom 16° Mai 1955 (€ 63 des Sozialgerichthe—

setzes — SGS‚Vin Verbindung mit % 4 des Verwaltungszustellgnge—
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„_ 2 _

gesetzes vom 3 Juli 1952) zugestellt werden war, mit einem.
von ihm persönlich unterzeichneten Schreiben vom 6„ Juli 1955

Revision eingelegt. Nachdem der Kläger vom Gericht darauf hinge—

wiesen werden war, daß eine—Revision beim Buhdeesobialgeriéht

wirksam ner durch einen der in @@166 Abs. 2 und 217 SGG be—

zeichneten zugelassenen-Prozeßbevollmächtigten eingelegt wer- 3
äen könne, reichte-der Prozeßbevollmächtigtedes Klägers den '

von ihn persönlich geebhriebenenSchriftsatz vom3. Juli 1955—
eingegangen am 6, Juli 1955 — ein. Er unterzeichnete diesen '

Schriftsatz mit "Prezeßbevollmächtigter '
,

Mitgl°
Gewerkscht. Stein‘u‚ Erde"„ Daneben setzte auch noch der Kläger
seinen Namen nebst Anschrift. im übrigen wird zur Darstellung

des Tatbestahdee auf den I'nhalt dieses Schriftsatzes Bezng gen '

nommen° '

Eine Aufforderung des-Gerichts vom9. Juli 1955an
nachzuweisen, daß er entweder durch Satzung oder durch Vollmacht

der Gewerkschaft zur ?fozeßvertretüng vor_dem BUndessozialgcricht

befugt sei, blieb.uzibeantwortet° '
" '

‘Die Revision iet.unznlässigo.

- Vor dem Bundessczialgericht müssen sieh gemäß @ 166 Abs„ 1 SGG

‚die Beteiligten, soweit es si_ch nicht um Behörden oder Körper—
schaften des öffentlichen Rechts oder Anstalten des öffentlichen

Rechts handelt, durch zugelassene Prozeßbevollmächtigte vertre—

ten lassen. Dieser Vertretungszweng gilt für das ganze Verfahren

vor dem Bundessozialgerioht, mithin auch bereits für die Ein—

legung der Revision.. Die vom Kläger persönlich mit Schriftsatz

vom 6 Juni 1955 eingelegte Revision ist daher unzulässig und

mußte verworfen werden„ "‘ ' “'

Aber auch die mit Schriftsatz des Erozeßbevollmächtigten vom

' 3„ Juli 1955 eingelegte Revision ist unzulässig° Zwar hat der

\ Senat aus dem Umstand, daß der Kläger im Schriftsatz vom 3„Juli
1955 seinen Namen neben den-des “?rezeßbevellnäehtigten

' setzte, unbedenklich geschlossen, daß damit

der Kläger an ' „Prozeßvollmacht erteilt hat° Mit
der Einreichung dieses Schriftsatzes war daher der Formvor—

schrift des @V73 Abs. 2 SGG genügt, Wie der erkennende Senat

jedoch in seinem Urteil vom7„ Juli 1955 - 10 RV 290/54 _

_ 3 „
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bereits ausgeführt hat, müssen Prozéßbevollmächtigte, soweit es

sich nicht um Rechtsanwälte oder Verwaltungsrechtsräte handelt,

'unabhängig von der nach 5 73 Abs. 2 SGGerforderlichen Vollmacht;>

des Beteiligten zur ProzeßVertretung vor demBundeesozialgericht
kraft Satzung oder Vollmacht einer der in in 5 166 Abe„ 2 SGG

.aufgeführten Verbände being-t sein. Es genügt also nicht, daß der_

?foZeßbevollmächtigte ‘ „ ‚netwa %itglied der Gewerkschaft 1

Steine und Erden ist, sonäer■ er muß als ■itglied noch besonäers

591tens seiner Gewerkschaft en£weder durch Satzung oder Vollmacht

zur Prozeßvertretung befu3t sein, Obwohl das Gericht den Prozeß-
—bevollmächtigtenll " ' aufgefordert hat, nach dieser Rich—

,
tung hin Erklärungen abzugeben, has er äie Aufforderung nicht ein

' mal beantwortet,

Der im
Sozialgerichtegesetz

geltende und in 9 103 dieses Gesetzes

verankerte Untersuchungegrundsatz geht nicht so weit, daß äae

» Gericht von sich aus nach allen Richtungen hin nachzuforschen hät—

,te, ob und auf Grund welcher Tatsachen der Prozeßbevollmächtigte

Azur Prozeßvertretung vor dem Bundessozialgericht zugelassen sein

*könnteo Bas Gericht hat seiner Untersuchungepflicht damit genügt,

daß es den Prozeßbevollmäehtigten zur Angabe auffordezte, auf ‚„_C

Grund welcher Tatsachen er zugelassener Prozeßbevollmächtigter.'

‚„zu sein glaube° Der Prozeßstoff und die Tatsachen, Welche die
” erforderlichen Prozeßvorauesetzungen begründen, hier die Tatsa—.

chen, welche die Zulassung des Prozeßbevollmächtiéten begründen,

'muß der Beteiligte bzw, den Pr02eßbevollnächtigte anführon. Das

ergibt sich aus @ 106 Abs. 1 GGG, der dem Vorsitzenden die Pflich$

auferlegt, für genügende Angaben tatsächlicher Art eeitens der Eee

' %eiligten zu sorgen° ■iese Pflicht wäre aber dann inhaltelos, wen:

_auf Ger anderen Seite nicht die Pflicht äer Beteiligten stände‚i
anf die Auffgrderungen des Gerichte die gewünéchten Angaben zu

«machen, Nicht &aé Gericht hat die pf62eßrechtlich‘und materiell—

‚reohtlich erheblichen Erklärungen zu liefern, sondern die Betei;

ligten° Aufgabe des Gerichts ist es, lediglich auf eine Voll—

%tänäige Eeteeehendanßtellnng euren ui% Eet @lligten hlnwwuirken

und diese Tatsachendarstellung auf ihre Wirklichkeit hin zu prü—

7fen„ ■ag Gericht kann nicht auf demWegeüber den Untersu—
chungsgxundsgtz Aufgaben der Beteiligten 299;3g9g93„
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übernehmen und Tatsachen erforschen und seiner Entscheidung zu
’ Grunäe legen, welche die Beteiligten selbst nicht einmal vor—
llgebracht haben. Bei einer derartigen Ausdehnungdes Unte*eu—

-chungsgrundeetzes würäen_letzteh Endes überhaupt keine Grenzen

■er Untersuchungspflicht des Gerichte zu
erkennen sein°

'Danach ist der ?rozeßbe?ollmächtigte des Klägers seiner Pflicht
Zur Derlégung der seine Zulassung als Prozeßbevollmächtigten V

begründenen Tatsachen trotz Aufforderung des Gerichts nicht

nachgekommen. Der Senat konnte aber ohne eine Darstellung dieSer
1Tetsachen seitens des Erozeßbevollmächtigten weder in.éer Rich—
l_tung weitere ■achforeohungen anstellen noch ohne weiteres annehme

.äaß der Proäeßbevcllmächtigte des Klägers zugelassener'Prozcßbe—
vollmächtigter im Sinne des 5166 Abs„ 1'SGG ist° Dieser Mangel

muß unter den gegebenen Verhältnissen
zu Lasten des Klägers gehen

äenv alle prozeßrechtlichen Folgen aus den Handlungen oder Unter—

lassungen seines Prozeßvertreters im Verfahren treffeno; ‘

Der ?rozéßbevollmächtigtc des Klägers kann somit nicht als zuge—

'lassener Prozeßbevollmächtigter angesehen werden„ Seine Prozeß—
lvhandlungen gegenüber dem Gericht sind ebenso rechtsunwirksem wie

die des Klägers selbst, da nur zugelassene Prozeßbevollmächtigte
.wirkseme Prozeßhandlungen im Verfahren vor dem Bundessozialgcrich

” vornehmen können. sie von ihm mit Schriftsatz vom 3„Juli 1955 eie-

vlgelegte Revision ist daher unwirksam unä mußte ebenso wie die
_

vom Kläger persönlich eingelegte‘äevision als unzulässig verworfe
_werden, ohne äaß_ noch geprüft zu werden creuchte, ob die Revision
; auch noch aus anderen Gründen unzulässig ist„ '

Der Desch1uß ergeht gemäßg” 169 SGS, äie Kostenentecheidung in

entsprechender Anwendung des 5 193 sgg„ ' ’ . — -
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